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Drucksache 2350 


Der Bundesminister für Verkehr 

A 7 Allg 7 - 4167 Bk 


Bonn, den 23. Dezember 1960 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Verkehrslage der Saarwirtschaft 

Bezug : Kleine Anfrage der Abgeordneten Bach, Wilhelm 
und Fraktion der SPD 
— Drucksache 2319 — 


Die Anfrage wird wie folgt beantwortet : 

Zu 1. 

a) Auf dem Gebiet des Sdhenenverkehrs trägt die Deutsche 
Bundesbahn nach Überwindung der ersten Übergangsschwie- 
rigkeiten durch folgende Maßnahmen der Verkehrslage des 
Saarlandes Rechnung : 

1. Nachdem der elektrische Betrieb auf dem ersten Ab- 
schnitt der Hauptstrecke Saarbrücken — Ludwigshafen bis 
Homburg aufgenommen ist, sollen die Arbeiten zur 
Elektrifizierung des zweiten Abschnitts bis Kaiserslautern 
zum Beginn des Sommerfahrplans 1961 abgeschlossen 
werden. Für die Elektrifizierung des dritten Abschnitts 
von Kaiserslautern bis Ludwigshafen sind die Planungs. 
aufträge erteilt, an der Erweiterung der Tunnelbauten 
zwischen Kaiserslautern und Neustadt wird bereits gear- 
beitet. 

Außerdem beabsichtigt die Deutsche Bundesbahn, die 
Elektrifizierung weiterer, besonders für den Güterver- 
kehr wichtiger Strecken im Saarland durchzuführen, und 
zwar u. a. der Strecken 

Saarbrücken — Sulzbach — Neunkirchen und 
Saarbrücken — Fisdibachtal — Neunkirchen — Homburg. 

Insgesamt soll etwa die Hälfte aller Strecken auf elek- 
trischen Betrieb umgestellt werden, auf denen mehr als 
80 V. H. der Betriebsleistungen abgewickelt werden. 

2. In dem Bestreben, den Personenverkehr im Saarland 
gegenüber dem Stand vor der Eingliederung laufend zu 
verbessern, will die Deutsche Bundesbahn die im Bau 
befindlichen neuen Nahverkehrswagen bevorzugt im Saar- 
land einsetzen. 
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3. Im Zuge der Eingliederung, vorwiegend aber danach, wurde 
auf dem Gebiet des Eisenbahngüterverkehrs eine Reihe 
von Tarifmaßnahmen getroffen, die zu einem wesent- 
lichen Teil Rücksicht auf die Besonderheiten des Saar- 
landes nehmen und das Ziel verfolgen, die Eingliederung 
der saarländischen Wirtschaft in das Wirtsciiaftssystem 
der Bundesrepublik zu erleichtern. In diesem Zusammen- 
hang sind die folgenden Tarifmaßnahmen zu nennen, 
wobei zu jeder Position die voraussichtlichen Frachtver- 
billigungen für die saarländische Wirtschaft im Jahr an- 
gegeben sind : 

Ermäßigung der Privatwagenfrachten 
für Entfernungen bis 60 km von 1 1 DM 
auf 8 DM und Einführung eines 
Mindestprivatwagenabschlags von 
10 DM im Massengutverkehr, der 

besonders der Saar zugute kommt 1,6 Millionen DM 
Ausnahmetarif (AT) 8 B 14 für 

Eisen nach Süddeutschland 1,05 Millionen DM 

Rückvergütungen aus dem Kohlen- 
verkehr nach Frankreich auf Grund 
des AT 6 B 90 für Kohlen in ge- 
schlossenen Zügen 1 Million DM 

Rückvergütungen für den Erzverkehr 
von Frankreich nach dem Saarland 
bei Beförderung in gesdrlossenen 
Zügen (AT 7 B 90) 1 Million DM 

AT 6 B 16 für Kohlen nadr Süd- 
deutschland 1 Million DM 

Frachtverbilligungen für die Beför- 
derung von Kalk, Kalkstein, Wasch- 
bergen und Schlackensand nach und 

vom Saarland 1,8 Millionen DM 

AT 8 B 8, 8 B 12, 8 b 13 für die 
Beförderung von Eisen im Nahver- 
kehr bis 100 km 1,15 Millionen DM 

Weiter sind zu erwähnen die 
Frachtverbilligungen auf Kosten der 
SNCF für den Erzverkehr von Frank- 
reich nach dem Saarland 1,2 Millionen DM 

Es bleibt zunächst abzuwarten, welche unmittelbaren 
und mittelbaren Ergebnisse diese zum Teil erst jüngst 
getroffenen Maßnahmen auf dem Gebiet des Eisenbahn- 
Gütertarifs für die Saarwirtschaft haben werden. 

b) Für den Straßenverkehr ist die Bundesregierung bestrebt, 
durch großzügigen Ausbau oder Neubau der wichtigsten 
Bundesfernstraßen im Saarland leistungsfähige Fernverbin- 
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düngen zu schaffen, die dem Anschluß der saarländischen 
Wirtschaft an die Gesamtwirtsciiaft der Bundesrepublik 
zugute kommen werden. 

1. Hierbei handelt es sich in erster Linie um eine neue, 
nördlich von Saarbrücken verlaufende West'Ost-Verbin- 
dung im Zuge einer neuen Bundesstraße (B 10) von 
Saarlouis nach Zweibrücken, die von Saarbrücken aus- 
strahlenden Verbindungen: 

die Linke Saaruferstraße (B 406) — • gleichzeitig Europa- 
straße 42 — über Völklingen zum Grenzübergang Nen- 
nig nach Luxemburg, 

die Verbindung nach Hermeskeil zum Anschluß an die 
Hunsrückhöhenstraße (B 327) nach Koblenz und 

die sogenannte Grühlingstraße (B 41) über Neunkirchen 
und St. Wendel nach Birkenfeld. 

2. Die Bundesautobahn Mannheim — Saarbrücken (Europa- 
straße 12) wird von ihrem derzeitigen Endpunkt St. Ing- 
bert/West bis zur Anschlußstelle Saarbrücken/Ost nach 
Westen weiter geführt. Die Stadt Saarbrücken wird an 
dieser Anschlußstelle durch die neue vierspurige Linke 
Saaruferstraße (B 406) angeschlossen werden. Soweit 
innerhalb des Stadtgebietes die Baulast für diese Straße 
bei der Stadt Saarbrücken liegt, wird ihr durch einen 
großzügig bemessenen Zuschuß aus dem Bundeshaus- 
halt geholfen werden, diese besonders wichtige Schnell- 
straße zu verwirklichen. 

Die für den Bau dieser Straßen erforderlichen Bundesmittel 
werden planmäßig in den kommenden Jahren bereitge- 
stellt werden, über die durchzuführenden Maßnahmen 
besteht im übrigen mit der Regierung des Saarlandes volle 
Übereinstimmung. 

Zu 2. 

Bei den Verhandlungen über die Eingliederung in die Bundes- 
republik haben die Verkehrsstruktur des Saarlandes und ihr 
Anschluß an das Fernverkehrsnetz des Bundesgebiets eine 
erhebliche Rolle gespielt. Das Ergebnis der Erörterungen mit 
der Regierung des Saarlandes, bei denen die Vereinbarungen 
über den Ausbau der Mosel bereits Vorlagen, sind im wesent- 
lichen die zu 1. dargestellten Projekte. Die Bundesregierung 
ist bereit, mit der saarländischen Regierung die Frage zu prüfen, 
ob nadi Fertigstellung des Moselausbaues einerseits und der zu 
1. dargestellten Projekte andererseits für die saarländische 
Wirtschaft insgesamt gesehen noch Wettbewerbsnachteile ge- 
geben sein sollten. Sie hat diese Bereitschaft in der letzten 
Sitzung des Interministeriellen Wirtschafts- und Sozialaus- 
schusses Saar vom 17. Oktober 1960 ausdrücklich bestätigt. 
In dieser Sitzung wurde zwischen dem Herrn Bundesminister 
für Wirtschaft und dem Herrn Minister für Wirtschaft, Ver- 
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kehr und Landwirtschaft des Saarlandes vereinbart, die Fragen, 
die sich aus der Verkehrslage des Saarlandes ergeben, in 
einer besonderen Arbeitsgruppe weiter zu erörtern, an der 
Vertreter der in Betracht kommenden Bundesressorts und der 
Ressorts der saarländischen Landesregierung teiinehmen. Dabei 
wird auch zu berücksichtigen sein, daß sich durch das Zusam- 
menwachsen der Mitgliedstaaten der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft für die Entwicklung der saarländischen Wirt- 
schaft neue Daten ergeben. 


Seebohm 
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